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SdiriltUcher Bericht 

des Ausschusses für auswärtige Angelegenheiten 
(3. Ausschuß) 

über den von der Bundesregierung eingebrachten Entwurf 
eines Gesetzes zu dem Abkommen vom 13. November 1962 
über die Änderung des Vertrages zur Gründung der Europäi- 
schen Wirtschaftsgemeinschaft zum Zwecke der Assoziierung 
der Niederländischen Antillen 

— Drucksache IV/1474 — 


A. Bericht des Abgeordneten Metzger 


Der Gesetzentwurf ■ — Drucksache IV/1474 — 
wurde vom Plenum des Bundestages in der 84. Sit- 
zung vom 9. Oktober 1963 in erster Beratung dem 
Ausschuß für auswärtige Angelegenheiten federfüh- 
rend und dem Wirtschaftsausschuß zur Mitberatung 
überwiesen. Der mitberatende Ausschuß hat sich in 
seiner Sitzung vom 17. Oktober 1963 mit dem 
Gesetzentwurf befaßt und demselben zugestimmt. 
Der federführende Ausschuß hat seine Beratungen 
am 5. Dezember 1963 durchgeführt und dem Ge- 
setzentwurf gleichfalls zugestimmt. 

Der Entwurf ist das Ratifikationsgesetz zu einer 
Änderung des EWG-Vertrages zum Zwecke der 
Assoziierung der Niederländischen Antillen mit der 
Gemeinschaft. Durch das Abkommen werden die 
Niederländischen Antillen im Einklang mit der Ab- 
sichtserklärung der Mitgliedstaaten der EWG an- 
läßlich des Vertragsabschlusses den anderen Län- 
dern und Gebieten gleichgestellt, die mit einem der 
Mitgliedstaaten besondere Beziehungen unterhal- 


ten und mit der EWG gemäß Artikel 31 des Ver- 
trags zur Gründung der EWG bereits assoziiert 
sind. Die Assoziierung ist für die Niederländischen 
Antillen von großer wirtschaftlicher Bedeutung; 
wegen deren Rechtsstellung innerhalb des König- 
reichs der Niederlande kommt ihr auch eine beson- 
dere politische Bedeutung zu. Im einzelnen wird auf 
die Begründung der Bundesregierung Bezug ge- 
nommen. 

Der Gesetzentwurf trägt Artikel 59 Abs. 2 Satz 1 
GG Rechnung. Der Bundesrat ist der Auffassung, 
der Entwurf bedürfe seiner Zustimmung, da es sich 
um ein Änderungsgesetz zu einem zustimmungs- 
bedürftigen Gesetz — nämlich dem Gesetz zur 
Gründung des EWG-Vertrages — handele. Die Bun- 
desregierung folgt dieser Stellungnahme des Bun- 
desrates nicht, da der vorliegende Gesetzentwurf 
nicht Gegenstände regele, die nur mit Zustimmung 
des Bundesrates geregelt werden könnten. Der Bun- 
destag teilt die Auffassung der Bundesregierung. 


Bonn, den 5. Dezember 1963 


Metzger 

Berichterstatter 


Ausschußantrag umseitig 
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B. Antrag des Ausschusses 


Der Bundestag wolle beschließen, 

den Gesetzentwurf — Drucksache IV/1474 
ändert anzunehmen. 


unver- 


Bonn, den 5. Dezember 1963 


Der Ausschuß für auswärtige Angelegenheiten 


Dr. Kopf 

Vorsitzender 


Metzger 

Berichterstatter 
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